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Antrag 

der Abgeordneten Christin Christ, Silke Seif, Dr. Kaja Steffens, Birgit Stöver,  
Andreas Grutzeck, Dietrich Wersich (CDU) und Fraktion 

Betr.: Verpflichtende Teilnahme an den kinderärztlichen Vorsorgeuntersu-
chungen U1 bis U9 in Hamburg einführen 

Die Kindervorsorgeuntersuchungen (U-Untersuchungen) sind ein zentrales Instrument 
der Gesundheitsvorsorge und des präventiven Kinderschutzes. Sie dienen der frühzei-
tigen Erkennung von Entwicklungsverzögerungen, chronischen Erkrankungen, Behin-
derungen sowie von Anzeichen einer möglichen Kindeswohlgefährdung. Insgesamt 
gibt es 14 U-Untersuchungen, die mit der U1 unmittelbar nach der Geburt beginnen 
und mit der U13 enden, und zeitlich vor der ersten Jugenduntersuchung J1 liegen. 
Während die U1 bis U9 sowie die J1-Untersuchung bundesweit von den Krankenkas-
sen übernommen werden, ist ihre Teilnahme bislang in Hamburg nicht verpflichtend 
geregelt. Zwar besteht für die U6 und U7-Untersuchungen ein verbindliches Einla-
dungswesen, da die Untersuchungen aufgrund verschiedener Gründe nicht vollstän-
dig von allen Familien in Hamburg wahrgenommen werden, eine gesetzliche Pflicht 
zur Teilnahme an allen U-Untersuchungen besteht jedoch nicht. 

Im Koalitionsvertrag für die 23. Legislaturperiode zwischen SPD und GRÜNE wurde 
dazu Folgendes beschlossen: „Wir streben eine sehr hohe Untersuchungsquote bei 
den Schuleingangsuntersuchungen an. Unser Ziel ist es, alle Kinder in der Stadt früh-
zeitig zu erreichen, daher werden wir bei den kinderärztlichen Vorsorgeuntersuchun-
gen U6 und U7, für die es bereits ein verbindliches Einladungswesen gibt, besser 
nachhalten, wenn die Untersuchungen nicht wahrgenommen werden. Eine Auswei-
tung der Verbindlichkeit des Einladungs- und Rückmeldewesens auf weitere  
U-Untersuchungen prüfen wir.“(https://www.hamburg.de/resource/blob/1055734/78e4-
cf401ff08471bf819b55f165e93d/d-koalitionsvertrag-data.pdf, Seite 100) 

Mehrere Bundesländer haben bereits eine gesetzliche Verpflichtung zur Teilnahme an 
den Vorsorgeuntersuchungen eingeführt. In Bayern, Hessen und Baden-Württemberg 
ist die Teilnahme an den U1 bis U9-Untersuchungen für alle in den jeweiligen Bundes-
ländern wohnhaften Kinder verpflichtend. Eine wissenschaftliche Studie zur Akzeptanz 
der verpflichtenden Vorsorgeuntersuchungen in Hessen zeigt beispielsweise, dass 
über 96 Prozent der befragten Eltern angaben, dass sie keine Untersuchung verpasst 
hätten. Der häufigste Grund für eine verpasste Vorsorgeuntersuchung war gemäß der 
Befragten, dass sie den Termin vergessen haben. Weiterhin wurden bei 8,94 Prozent 
der Kinder im Rahmen der Teilnahme gesundheitliche Probleme festgestellt. Aus den 
Ergebnissen der Studie kann demnach geschlussfolgert werden, dass verpflichtende 
Untersuchungen sowie ein effektives Einlade- und Rückmeldemanagement bedeu-
tend dafür sind, um die Teilnahmequote an den Untersuchungen zu erhöhen. 
(https://pubmed.ncbi.nlm.nih.gov/31163461/) 

Angesichts der zunehmenden Herausforderungen im Bereich der Kindergesundheit, 
der sozialen Ungleichheit sowie des präventiven Kinderschutzes ist es geboten, auch 
in Hamburg eine verbindliche und landesgesetzlich abgesicherte Regelung einzufüh-
ren. Ziel muss es sein, alle Kinder unabhängig von sozialer Herkunft oder familiären 
Umständen gleichermaßen zu erreichen und frühzeitig Unterstützung anzubieten. 
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Eine gesetzliche Verpflichtung zur Teilnahme an den U1 bis U9-Untersuchungen 
stärkt die Verantwortung für das Kindeswohl, schafft klare Zuständigkeiten und ver-
bessert die Steuerungsfähigkeit des Gesundheitssystems. 

Die Bürgerschaft möge daher beschließen: 

Der Senat wird aufgefordert, 

1. eine landesgesetzliche Regelung zu erarbeiten, mit der die verpflichtende Teil-
nahme an allen kinderärztlichen Vorsorgeuntersuchungen U1 bis U9 für in Ham-
burg lebende Kinder eingeführt wird; 

2. sicherzustellen, dass ein verbindliches und landesweit einheitliches Einladungs- 
und Nachverfolgungssystem für alle U1 bis U9-Untersuchungen, wie bereits unter 
anderem in Drs. 23/1108 dargelegt, zeitnah eingerichtet wird; 

3. die Gesundheitsämter in geeigneter Weise in die Umsetzung einzubeziehen, 
insbesondere bei der Nachverfolgung nicht wahrgenommener Untersuchungen 
sowie bei der Beratung und Unterstützung der Sorgeberechtigten; 

4. zu prüfen, in welcher Form ein Informationsaustausch mit Kindertageseinrichtun-
gen und Schulen erfolgen kann, um die verpflichtende Teilnahme sicherzustellen; 

5. Regelungen zur Zusammenarbeit mit den Jugendämtern vorzusehen, sofern trotz 
wiederholter Einladung und Nachverfolgung keine Teilnahme an den Vorsorgeun-
tersuchungen erfolgt; 

6. der Bürgerschaft bis zum 31.12.2026 über die Umsetzung zu berichten. 


